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1. 

Anfrage der Reparationskommission in Angelegenheit des Verkaufes der Aktien der 

Süddeutschen Donau-Dampfschiffahrts- Gesellschaft und eines Schwimmdocks in Holland. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass von der Raparationskommission eine Anfrage 

eingelaufen sei, in welcher, gestützt auf Zeitungsnachrichten, nähere Aufschlüsse über den 

Verkauf der Aktien der Süddeutschen Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft und eines im 

Jahre 1914 im Auftrage der österreichischen Regierung in Holland gebauten Schwimmdocks 

verlangt werden. Redner erbitte die Stellungnahme des Kabinettes, ob und in welchem Sinne 

diese Anfrage zu beantworten wäre. 

Staatssekretär H e i n l berichtet, dass der Abverkauf des Schwimmdocks in Holland an 

eine dortige Gesellschaft um den Betrag von 4 Millionen holländischer Gulden erfolgt und 

bereits durchgeführt sei. Vom Standpunkt seines Ressorts würde es keinem Anstand 

unterliegen, der Reparationskommission volle Klarheit über diese Transaktion zu bieten. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r weist hinsichtlich des Verkaufes der Aktien der Süddeutschen 

Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft an eine englische Finanzgruppe auf die Verhandlungen 

des Kabinettsrates in der Sitzung vom 16. Juni l. J. hin. Er bemerkt, dass die Anfrage der 

Reparationskommission aller Wahrscheinlichkeit nach durch eine Beschwerde der 

tschechoslovakischen Regierung veranlasst sei und seiner Meinung nach kein Grund vorliege, 

mit der Antwort an die Reparationskommission in dieser Angelegenheit zurückzuhalten. 

Die Reparationskommission beschäftige sich mit Studien über die Wirtschafts-, 

Ernährungs- und Finanzlage Österreichs sowie mit dem Problem der Aufrichtung eines neuen 

Banksystems, woraus sich vielfache Gelegenheit zu Anfragen an die österreichische 

Regierung ergeben dürfte. Auch in diesen späteren Fällen sollte nach Ansicht Redners der 

Reparationskommission stets voller Aufschluss geboten werden. 

Auf Grund dieses Ergebnisses der Debatte ersucht der V o r s i t z e n d e die 

Staatssekretäre für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und für Finanzen die 

vorliegende Anfrage der Reparationskommission im gegenseitigen Einvernehmen zu 

erledigen. 

 

2. 

Vollzugsanweisung zur Wahlordnung. 

Der V o r s i t z e n d e setzt den Kabinettsrat in Kenntnis, dass der Präsident der 

Nationalversammlung die Anregung auf Einberufung einer neuerlichen Sitzung des 
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Hauptausschusses zwecks Reassumierung dessen Beschlusses vom 26. Juli l. J. in 

Angelegenheit des Wahlrechtes jener Personen, denen der Staatsvertrag von St. Germain die 

Staatsbürgerschaft aberkennt, dahin beantwortet habe, dass der Hauptausschuss diese Frage in 

seiner übergroßen Mehrheit bereits entschieden habe und daher kein Anlass vorliege, die 

Frage neuerlich zum Gegenstand der Beschlussfassung des Hauptausschusses zu machen. 

Nach dem Wunsch des Präsidenten wäre vielmehr die Vollzugsanweisung zur Wahlordnung 

mit den vom Hauptausschuss beschlossenen Bestimmungen zu verlautbaren. 

Der V o r s i t z e n d e stellt fest, dass die Verlautbarung der Vollzugsanweisung bereits 

erfolgt sei, woraus der Kabinettsrat das Schreiben des Präsidenten der Nationalversammlung 

zur Kenntnis nimmt. 

 

3. 

Verhandlungen in Grenzfragen mit Jugoslavien. 

Staatssekretär B r e i s k y bringt vor, dass der Vorstand des Länderzentralbureaus in Graz 

Hofrat Dr. G l a n z darauf aufmerksam gemacht habe, dass gegenwärtig ohne sein Wissen 

verkehrs- und zollpolitische Verhandlungen von Vertretern des Staatsamtes für 

Verkehrswesen, mit der jugoslavischen Regierung stattfinden, bei welchen auch das 

Durchzugsrecht Jugoslaviens auf der Strecke Radkersburg und Spielfeld berührt werden solle. 

Diese Übergehung des Vorstandes des Länderzentralbureaus schließe die Gefahr in sich, dass 

gelegentlich solcher selbständiger Verhandlungen gewichtige Interessen, die als 

Kompensationsobjekte in Aussicht genommen sind, wie im vorliegenden Falle das 

Durchzugsrecht Jugoslaviens auf der Strecke Radkersburg Spielfeld für die Abtretung des 

Abstaller Beckens, ohne Gegenleistung aus der Hand gegeben werden. Zur Vermeidung einer 

Schädigung Österreichs aus einer derartigen Vorgangsweise erbitte der sprechende 

Staatssekretär die Vorsorge, dass seitens keines Staatsamtes Verhandlungen mit Jugoslawien 

geführt werden, ohne vorher mit dem Vorstand des Länderzentralbureaus in Graz das 

Einvernehmen gepflogen und sich im Falle von Rückwirkungen, auf Grenzfragen seiner 

Mitwirkung vergewissert zu haben. 

Der Kabinettsrat ladet sämtliche Staatsämter ein, bei allen Verhandlungen mit der 

jugoslavischen Regierung im Sinne der Anregung des Staatssekretärs für Inneres und 

Unterricht vorzugehen. 
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Kabinettsprotokoll Nr. 209 vom 3. August 1920 
Mayr: Ich habe eine Sitzung einberufen über Wunsch Deutschs, welcher geäußert hat, es 
wäre gut eine Besprechung der augenblicklichen Vorfälle. Gegenstand der gestrigen Sitzung 
ist kein Anderer als der Wunsch Deutschs, wir möchten uns zu einer Aussprache 
zusammenfinden ohne eine formale Sitzung abzuhalten über die gegenwärtige äußere und 
innere Lage. 
Mitteilung: 
Die Reparationskommission hat ein Schreiben an mich gerichtet, das eine Anfrage beinhaltet 
unter Beilage 3 der Nummer der Neuen Freien Presse, dass es richtig sei, dass die 
österreichische Regierung die Aktien der Süddeutschen Donaudampfschifffahrtsgesellschaft 
verkauft hat an eine internationale Finanzgruppe und ob es richtig sei, dass die 
österreichische Regierung ein Dock, das im Jahr 1914 gebaut wurde, verkauft hat an eine 
holländische Gesellschaft. Sie wünschen Auskunft ob es sich bewahrheitet, wer der Käufer ist 
und zu welchen Bedingungen der Kauf erfolgt ist. Ich lege das vor und glaube, dass wir die 
Anfrage beantworten, wenn nicht ein gegenteiliger Beschluss des Kabinettsrats erfolgt. 
Heinl: Über das Schwimmdock kann ich Aufklärung geben. Es ist richtig, dass an ein 
holländisches Konsortium um 4 Mil. holländische Gulden das Dock verkauft wurde. Der Kauf 
ist vollkommen privat und es ist nichts einzuwenden, das der Reparationskommission 
mitzuteilen. Ich bitte aber auf die Presse einzuwirken, dass derartige Mitteilungen nicht in der 
Öffentlichkeit herumgezerrt werden um Anlass zu Anfragen zu geben. 
Renner: die Reparationskommission gibt sich Studien hin. Sie will festsetzen ein Programm 
wie uns geholfen werden soll. Da will sie festsetzen das, was die Ernährungslage betrifft, die 
eigene Erzeugung und Einfuhr, was durch Ausfuhr sicher gedeckt werden kann. Dann die 
Finanzlage, was wir einnehmen und einnehmen könnten und welche Vermehrung eintreten 
könnte, dann Kontrolle über Verminderung der Auslagen. Die besonderen Studien betrifft die 
Art und Weise, wie durch Begründung einer besonderen Bank unser Kreditsystem geheilt 
werden könnte. Diese Studien bringen sie in Verbindung mit unserer ganzen Finanzgebarung 
und Wirtschaftsgebarung und es ist wahrscheinlich, dass zahlreiche Anfragen an uns kommen 
werden, welche wir beantworten sollten nach meiner Meinung. Zu einer zweiten Gruppe von 
Fragen werden die gehören, was irgendein Nationalstaat zu beklagen hat oder zu ändern 
wünscht. Es ist anzunehmen, dass diese Fragen angeregt wurden vom tschechischen 
Vertreter, denn die Tschechen interessieren sich an Donaudampfschifffahrt. Sie wollen durch 
Gesetz die Donau von Pressburg bis Komorn erste Donaumacht zu werden und sie verlangen, 
dass das rote Österreich gesamtstaatlich Besitz wird der Süddeutschen 
Donaudampfschifffahrtsgesellschaft, das im Portefeuille des alten Finanzministeriums war, 
aufgeteilt und den Tschechen zur Verfügung gestellt wird. Wir konnten diesem Plan nur durch 
den raschen Abverkauf begegnen. Das ändert daran nichts, dass die Reparationskommission 
mancherlei Bedingungen machen kann an schon abgeschlossenem Geschäft, aber es wird nur 
nichts nützen. Die Engländer werden es nicht weggeben und sie wollen es mit der 
Reparationskommission ausmachen. Die Frage soll meiner Meinung nach offen beantwortet 
werden, nur müssen die beteiligten Staatsämter zusammen wirken. 
Mayr: Ich werde diese Anfrage den beteiligten Staatsämtern, Handel und Finanz, übermitteln. 
Es besteht kein Hindernis offiziell Mitteilung zu machen, was geschehen ist. 
2. Mayr: Abänderung der Vollzugsanweisung über die Neuwahlen. Präsident hat 
geschrieben, dass sich auf den Standpunkt stellt, dass der Hauptausschuss in seiner 
übergroßen Mehrheit bereits gesprochen hat und daher eine weitere Sitzung in der Frage der 
Staatsbürgerschaft nicht einberufen wird. Er ersucht um rasche Publizierung der 
Vollzugsanweisung. 
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3. Renner: Staatssekretär Deutsch ist heute abends durch eine dienstliche Verpflichtung am 
Kommen verhindert. Er hat mich gebeten Oberst Körner einzuführen. Wir haben von Ungarn 
teils durch Gesandtschaft teils aus anderen zahllosen Quellen seit geraumer Zeit Nachrichten, 
welche uns sehr beunruhigen. Diese Nachrichten gehen dahin, die ungarische Regierung 
habe mit der französischen Regierung zunächst, dann aber in einem nicht näher abgesteckten 
Umfang mit der Entente überhaupt, eine Vereinbarung getroffen, einen formellen Vertrag 
geschlossen, angeblich in Gödöllö, der die ganze Basis der Politik von St. Germain und 
Neuilly in Frage stellen würde. Es handelt sich um 3 Verträge, ökonomisch, politisch und 
Nachtragsübereinkommen. Der ökonomische Vertrag hat zum Gegenstand die Verpachtung 
der ungarischen Eisenbahn und sonstiger Staatsgüter auf 90 bzw. 50 Jahre. Es sind lauter 
Konfidentenmeldungen. Da wir keinen diplomatischen Dienst haben können, und da wir es 
auch ablehnen eine Spionage zu halten, sind wir nicht in der Lage, die Nachrichten zu 
überprüfen. Wir sind also in gewisser Hinsicht im Dunklen gelassen, aber es ist genug, um 
auf unser politisches Dasein einzuwirken und unsere Sorge zu schüren. Dieser ökonomische 
Vertrag soll Ungarn völlig dem französischen Kapital, Credit Lyonnais und Rothschildgruppe 
ausliefern und die französische Regierung soll dafür im politischen Vertrag Verpflichtungen 
übernommen haben. Dieser sieht die Unterstützung vielleicht bei den territorialen 
Ansprüchen Ungarns vor. Deutschwestungarn soll nur in geringem Maß geändert werden. 
Bei Ungarisch Altenburg soll ein Stück bei Ungarn bleiben, der Friedrich Gutsbesitz soll 
beisammen bleiben, dann sind an einzelnen Kapitel Abgrenzungen, Steinamanger, bei Günz. 
Im Wesentlichen sollen wir nicht so in Mitleidenschaft gezogen werden und so sind wir nicht 
in diesem Kapitel die besonders Leidtragenden. Dagegen soll die Auseinandersetzung mit 
Rumänien im Friedensweg geplant gewesen sein, Rumänien soll sich die Hilfe Ungarns 
gegenüber Russland dadurch erkauft haben, dass es Ungarn in der Tiefebene ein Stück 
zurückgibt und die Grenze zurückschiebt an den Fuß des ungarischen Grenzgebirges. 
Leidtragend sollen sein die Jugoslawen und besonders die Tschechen. Diese sollen die Schütt, 
Komorn, verlieren. Die Grenze soll zurückgeschoben werden bis zu dem Gebirge, dann soll 
Kaschau ihnen verloren gehen, das karpatho-russische Gebiet soll mit Ostgalizien zum einem 
Karpatho-Russia vereinigt werden und dieses soll statt unter tschechischer unter ungarischer 
Oberhoheit stehen. Diese Grenzänderung sind ein Minimum und rechtfertigen nicht die 
schweren Opfer Ungarns dafür. Frankreich soll die Verpflichtung übernommen haben, diese 
Änderungen durchzusetzen. Dafür soll Ungarn die Erlaubnis bekommen zu rüsten und zum 
Krieg gegen Russland. Die Konzeption ist offensichtlich französisch, dabei sind einige 
Klauseln, die für uns weniger angenehm sind. So sollen die Ungarn sich verpflichten, wenn 
hier der Anschluss erklärt wird, Wien und Österreich zu besetzen, ebenso im Augenblick des 
Ausbruchs einer bolschewistischen Revolution. Auf das Bestehen dieses Vertrages haben 
wiederholte Reden Telekys hingedeutet, der sagte Frankreich habe die Ordnung 
Mitteleuropas übernommen und Ungarn sei an seiner Seite. 
Es fragt sich, ob die anderen Ententemächte mit dabei sind oder nicht. Am 20. Juli ist uns 
mitgeteilt worden, dass England gegen den ökonomischen Vertrag Einspruch erhoben hat, 
weil keine einzelne Macht das Recht zur Exploitation Ungarns hat, sondern nur die 
Reparationskommission und Gesamtheit der Mächte. Damals ist es in der Frage und 
Zeitlänge still geworden. Nach neuen Nachrichten sieht es aus, als hätte sich England an dem 
Geschäft bloß interessieren wollen. Italien scheint nicht beteiligt zu sein, denn der 
Mesaggero, welcher dem Außenamt nahestehen soll, soll diesen Plan enthüllt und dagegen 
Stellung genommen haben. Wie immer dem sein mag, die Ungarn haben in letzter Zeit ihre 
Rüstungen vermehrt. Mit dem Fortschreiten der Russen in Polen sind sie selbst gefordert. 
Ungarn rückt in ihre unmittelbare Nähe. Dabei bemerke ich, dass wir heute sehr 
alarmierende Depesche bekommen haben über Berlin. Der deutsche Gesandte in Warschau 
hat gemeldet, dass er Plan als verlässlich hält und die deutsche Gesandtschaft anfragt, ob sie 
mit flüchten will. Deutsche Regierung hat geantwortet sie sollen flüchten. Darauf eine 2. 
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Depesche. die deutsche Regierung bietet an, dass sie unseren Delegierten mitnimmt. Wir 
haben gesagt, dass sie mit Deutschen beisammen bleiben sollen, um nicht den Eindruck zu 
erwecken, als würde uns die Veränderung nichts angehen. Wir haben nie [..], dass 
Gesandtschaft flieht. Wenn diese Nachrichten Wahrheit sind, halten die Ungarn unmittelbar 
an der Grenze. Die Tschechen sind nicht imstande in der Slowakei einen Widerstand entgegen 
zu setzen, da sie die Unvorsichtigkeit hatten, ihre wenigen zuverlässigen Beamten in die 
Slowakei und Karpatho Russland zu schicken. Es ist tatsächlich so, dass man die Rüstungen 
Ungarns verstehen muss. Die Mobilisierung geht sehr günstig vor sich. Bestimmtes kann die 
Gesandtschaft nicht wissen. 
Eine Beunruhigung schafft die Nachricht, wir werden im Einvernehmen mit der Entente den 
Kampf aufnehmen im Nordosten, aber wir müssen uns die Rückendeckung im Westen 
schaffen, damit Wien nicht in den Rücken fällt. Daher wird das Erste sein eine ungarische 
Division nach Wien. Da unmittelbar danach Fürstenfeld geschah, so hatte man Ursache zur 
Befürchtung, dass eine Überraschung eintritt. Damit hängt zusammen, dass auch das in den 
letzten Tagen uns Gewissheit verschafft hat, dass unsere Meldungen über Zalaegerszeg 
bestätigt hat. Die Herren erinnern sich, dass wir eine Note an die Entente über die Vorfälle 
von Z. geschickt haben. Diese schickte eine Kommission her, welche fand, dass nichts 
Wesentliches dort sei. Daraufhin haben wir eine indolente Note von Ungarn bekommen, wir 
haben diesen Notenwechsel nicht veröffentlicht, weil wir allen Grund hatten unseren 
Berichten mehr zu trauen. Inzwischen stellt sich heraus, dass England dahinter kam, dass die 
Kommission betrogen worden ist. Dann kam der Fall, dass 10 Leute aus dem Lager 
flüchteten, wobei 2 in Steinamanger standrechtlich erschossen wurden. Von den 10 sind 6 
herüber gekommen. Von den 6 sind 2 ganz entschieden abenteuerliche Naturen, die 
hingegangen waren, weil sie meinten, rauben zu können. Deren Aussagen waren für uns nicht 
von Gewicht, wir haben sie verhaften lassen. Die Übrigen sagen übereinstimmend das aus, 
was von anderer Seite gemeldet worden ist und bestätigen, dass tatsächlich eine Legion 
gehalten wird, das Lagerkommando von dem Eintreffen der Kommission verständigt war, die 
Österreicher sich darauf in den Wald versteckten und erst nach Weggehen der Kommission 
wiederkamen. Als Offiziere wurden auch 2 genannt, welche sich gerade in Wien befanden. Sie 
wurden verhaftet und höchst belastendes Material gefunden, besonders direkte Marschrouten 
für Österreich. Diese Tatsache war selbstverständlich in hohem Grad beunruhigend und 
zeigt, dass die ungarische Regierung mit der Sache ernst macht, dass sie die Legion erhält. 
Wir haben den sicheren Beweis, dass die Ungarn 10 Mil. K für deren Erhaltung ausgeworfen 
haben, weil der Funktionär des Rechnungsdienstes, welcher es wissen könnte, verhaftet ist. 
Die ungarische Regierung selbst macht die Politik. Vor 14 Tagen hatte ich eine Unterredung 
mit Torretta über Räumung von Kärnten und habe dabei gefragt um Nachrichten aus Ungarn. 
Er sagte, er könne nicht in Abrede stellen, dass nicht bloß Offizierskreise, sondern die 
Regierung selbst sich mit aggressiven Absichten gegen ihre Nachbarn trägt. Solange nichts 
geschehen war, war keine Ursache zu Aufregung, als aber der Überfall in Fürstenfeld eintrat, 
musste man ernsthaft besorgt sein und daran denken alles zu tun, um einen Gewaltstreich 
abzuwehren. Das Staatsamt für Heerwesen hat auf seinem Gebiet nötige Verfügungen 
getroffen. Auf dem Gebiet der auswärtigen Politik könnte ich nichts anderes als die Entente 
anrufen. Das geschah in der Form, dass Eichhoff beauftragt wurde eine Note zu überreichen. 
Ich habe die Rückmeldung über den Wortlaut noch nicht. 
Die Note ist überreicht, Wortlaut wird mitgeteilt werden. 
Ich habe dann für heute Vormittag den Vertretern der 5 Hauptmächte, Frankreich, England, 
Italien, Japan, Amerika, den Sachverhalt auseinandergesetzt. Es fällt uns nicht ein, Ungarn in 
einem Akt des Selbstschutzes zu behindern, dass sie Mobilisierung ergreifen werden, es 
handle sich uns nur darum, die Sicherung zu verlangen, dass die Mobilisierung nicht gegen 
uns gerichtet ist. Diese Sicherung können sie durch moralische Einwirkung schaffen durch 
Kontrolloffiziere an der Grenze und dass sie erlauben die Entsendung eines Militärattachés 
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und Aufstellung militärischer Organe an die Grenzorte. Wir könnten die Garantie geben, dass 
wir den Ungarn nicht in den Rücken fallen wollen, wir wollen nichts als Frieden für unser 
Land. Die Ententemission hat das zur Kenntnis genommen. Die Japaner interessierten sich 
dafür, wie es militärisch zu machen wäre, ebenso England und die Mächte haben verschieden 
ausgesagt über das, was nach ihrer Meinung bevorsteht. Außerordentlich zurückhaltend war 
der französische Vertreter. Dezidiert hat England gesagt, er habe nicht den Eindruck, dass 
die offizielle Regierung etwas gegen Österreich unternehmen würde, könne aber nicht 
ausschließen, dass irgendein Zwischenfall eintrete. Die Mächte hätten die Aufgabe uns die 
Sicherung zu verschaffen, Der italienische Geschäftsträger hat gefunden, dass unsere Lage 
schwierig sei und die Mächte müssten etwas tun, um hier Sicherung zu schaffen. Darauf 
meine Frage, was sich die Ungarn vorstellen und was sie wollen, wurden verschiedene 
Antworten erteilt. Die klarste Antwort hat ein Vertreter durch die Entente gegeben, es sind 
dort die Offiziere am Ruder, sie haben keine nationalen Gefühle, sie seien Offiziere des 
Kaisers und des Reichs. Sie fühlen sich dazu verpflichtet, wenn man Wien einzunehmen und 
von der Gewaltherrschaft der Sozialdemokraten befreie, könnten Ungarn und Österreich 
zusammen, die Slowakei und Tschechien unterwerfen und das Reich wieder herstellen. Die 
anderen meinen, dass die Ungarn keinen Unterschied machen zwischen Sozialdemokraten 
und Kommunisten, sie halten alles für Bolschewisten, man müsse den Sozialismus vernichten 
und dazu Wien einnehmen. Hinzugefügt wird, dass die Politiker, Apponyi, [..] es für Unsinn 
halten, aber keine Macht haben. Das Ergebnis der Gesandtschaftsbesprechung war 
beruhigend. Ich habe den Eindruck, dass die Mächte nicht gern etwas Derartiges sehen 
würden, nur Frankreich ist etwas unbestimmt. Vielleicht auch deshalb, weil der französische 
Gesandte sich nicht gern äußert und nicht gern verbindliche Äußerungen macht. Vielleicht ist 
es bei ihm nur diplomatische Manier und nicht bewusste Zurückhaltung. 
Es steht so, dass man nicht unbesorgt sein darf. Ich glaube der Deutsch ist zu sehen, er kann 
die Verantwortung für das, was da vorgeht, nicht allein tragen, er muss dem Kabinett 
Mitteilung machen und obwohl er nicht viel vorkehren kann, so meint er doch die 
Verantwortung sei so groß, dass das Kabinett nicht in Unkenntnis gelassen werden darf vor 
einer möglichen, wenn auch nicht sehr wahrscheinlichen Gefahr. 
Das ist die Lage diplomatisch gesehen. Ich meine, dass die ganzen Konzepte um Gödele alle 
ins Wasser gefallen sind, dass nichts daraus wird, denn es ist das alles aufgebaut auf dem 
Stand der Dinge vor 14 Tagen und wir haben jetzt während dieser 14 Tage den 
Zusammenbruch Polens und die Entente muss, wenn sie Polen zu Hilfe eilen will, kommt sie 
auf dem Weg zu spät. Die furchtbare Aktualität der Sache ist verloren gegangen. Dagegen ist 
geblieben, dass wenn der Frieden geschlossen wird, das Problem nicht beseitigt ist. Der 
Gegensatz zwischen Osten und Westen, in dem wir hier die neutralen Dritten sind mit 
Deutschland. Dieser Gegensatz kann eine Zeit lang in Schwebe gehalten werden, aber er 
muss sich einmal wieder zeigen. Soviel ich weiß, will England jetzt, weil alles verloren sei, 
unbedingt zum Frieden kommen und will das, was zu richten ist, später anders richten. Die 
Franzosen bieten alles auf, um jetzt Polen zu halten, weil sie Angst haben, dass sie es zu 
Hause nicht länger aushalten werden. Es besteht ein Gegensatz zwischen Frankreich und 
England. England will zunächst die verlorenen Plätze aufgeben und billig zu einem Frieden 
kommen auf Kosten Polens, Frankreich kann das nicht und möchte fortkämpfen. Damit 
kommen wir in eine schwierige Lage, weil wir und Deutschland in die Mitleidenschaft 
gezogen werden können als verbindender Raum. 
Es ergibt sich eine weltgeschichtliche Situation für Deutschland und Österreich wie im 30-
jährigen Krieg der ganz passive Kriegsschauplatz der anderen Mächte werden kann. Es kann 
kommen, dass Mitteleuropa der Kriegsschauplatz und unser Boden einfach zertreten wird 
durch die Heermassen der anderen. Ich begreife daher sehr wohl, dass Deutschland den 
Kampf um seine Neutralität mit vollem Bewusstsein aufgenommen hat. Die französische 
Regierung hat einfach mit der Tat beginnen wollen durch Waffen und Truppensendungen. 
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Deutschland hat die Sendung aufgehalten und der Präsident hat sofort eine 
Neutralitätserklärung erlassen, um zuvor zu kommen und die deutsche Regierung hat eine 
Note nach Paris gerichtet, worin sie sagt: wir sind neutral, durch den Friedensvertrag dazu 
verpflichtet, wir gehören nicht dem Völkerbund an, sind nicht dem Völkerbund verpflichtet 
und können in der Neutralität nicht beschränkt werden. Der Friedensvertrag kann zu einer 
anderen Haltung nicht zwingen. Es ist dort allerdings vorgesehen, dass zur Aufrechterhaltung 
des Friedensvertrages Entente Truppen durchs Land gestattet sind. Aber die jetzigen 
Vorgänge liegen außerhalb des Rahmens des Friedensvertrages. Wir können daher 
Durchtransporte von Kriegsmaterial hindern. Die Entente-Antwort ist noch nicht bekannt, 
Deutschland scheint aber keine Sorge zu haben, dass sie nicht zweckmäßig ausfällt. Der 
deutsche Außenminister hat erklärt, die Aufgabe der Neutralität bedeutet den Ausbruch des 
Bürgerkriegs in Deutschland. Diese inneren Konflikte müsste die Entente niederschlagen und 
alle Eisenbahnlinien militärisch besetzen.  
Ein solcher Fall ist an uns herangekommen, Franzosen haben 4000 Pferde über Buchs nach 
Lundenburg verlangt. Es sei Kommerzware. Das ist offenbar eine Finte. Ich habe heute dem 
Gesandten erklärt, dass wir wissen, dass die Frage strittig werden kann. Im Friedensvertrag 
steht darüber dasselbe wie in Versaille. Wir werden es so halten, wie der Streit zwischen 
Deutschland und Frankreich abwarten. Ich mache aber aufmerksam, dass auch bei 
Entscheidung für die Durchfuhr die Entente-Mächte bitten müssen, davon abzusehen, wir sind 
ein kleines Territorium, an dem man vorbeifahren kann. Die Route Pressburg Triest über 
Steinamanger berührt Österreich nicht, man braucht uns also nicht. Ich bitte daher darum, 
Österreich ist ein Krankenhaus und durch ein solches fährt man nicht mit Lastautomobilen. 
Man möchte uns die Praxis der Neutralität zubilligen auch wenn der Rechtsstreit anders 
ausfällt. In Ungarn wird Kaserne frei gemacht für fremde Truppen. Das würde bedeuten, dass 
doch Entente-Truppen über Triest Oberösterreich nach Ungarn gehen. Es ist ganz ungewiss, 
was kommt. Dies ist unsere Lage. Es ist nötig, dass wir wissen und auch unsere Öffentlichkeit, 
Daher habe ich den Wunsch nach Neutralität in der Öffentlichkeit ausgesprochen und 
zunächst den Arbeitern gegenüber, damit dort die erste Stimme sei Neutralität und zuvor zu 
kommen der Stimme der Mitwirkung an der Seite Russlands. Über das Wesentliche der 
Unterredung habe ich Mitteilung an die Presse herausgegeben. 
Die Tschechen sind aufs Äußerste beunruhigt, ebenso Jugoslawien und suchen Fühlung 
miteinander. Es ist auch das ein unangenehmer Zustand, weil diese beiden Nachbarn uns in 
Mitleidenschaft ziehen können. Wir haben das größte Interesse, dann keine militärische 
Aktion auf keiner Seite erfolgt und dass wir in keine militärische Aktion verwickelt werden. 
Diesem Interesse habe ich Ausdruck verliehen und wir müssen abwarten, wie sich die Dinge 
entwickeln. Die nächsten Tage werden entscheidend sein. Kommt es in Warschau zur 
Debellation, dann wäre eine außerordentliche Entspannung, würde aber wieder aufflammen 
im Herbst. 
Körner 
Renner: Wiener Neustadt, Bruck an der Mur und Hartberg liegen ganz an der Grenze. Was 
können wir zur Sicherung dieser Orte tun. 
Körner: Fürstenfeld liegt einen halben km von der Grenze, dort ist eine Überraschung leicht 
möglich. Es könnten Unternehmungen nicht so leicht geschehen. Dagegen hilft nur eine 
möglichst gute Sicherung. Was verfügbar ist, ist dort im Wachdienst eingeteilt. Aber gegen 
einen planmäßigen Überfall könnten diese Wachen nichts machen. 
Renner: Halten Sie es für möglich, dass es Heimwehrformation war, die über die Grenze 
gegangen ist. Was haben wir für eine Grenzsicherung gegen Überfall anderer 
Körner: Wir haben an der Grenze nur Finanzwache und Gendarmen. Selbst eine intensive 
Grenzbewachung hätte nichts genützt. Die Grenze ist eigentlich überall offen. Nach unserem 
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Gefühl haben die Ungarn 60-100000 Mann und schlecht ausgerüstet. 
Mayr: Man darf wohl der Meinung sein, dass dort kein Überfall sich wiederholen wird. 
Hanusch: Lehnt die Landesregierung den Abtransport noch immer ab. 
Mayr: Die Hauptfrage ist die, ob wir uns sichern können oder nicht. 
Glöckel: Es scheint mir notwendig die Lockmittel wegzuschaffen und Landesregierung 
veranlassen, dass der Munitionsbestand wenigstens von der Grenze weggeschafft wird. 
Körner: Die Ursache des Vergebens ist immer die, dass man die Überführung als Stärkung 
der anderen Partei ansieht. 
Renner: Hat das Heeresamt Mittel um sich über die Vorgänge in Ungarn zu überzeugen. 
Körner: Wir dürfen keine Außenpolitik mehr verfolgen und das Staatsamt kann nichts mehr 
beobachten. Ein Evidenzdiesnst besteht nicht mehr. Es sickert nur aus persönlichen 
Beziehungen etwas durch. 
Breisky: Der Grenzschutzdienst der Gendarmerie hat eine Anzahl von Beziehungen 
angeknüpft um sich Informationen zu verschaffen. Wir haben schon eine Reihe von Leuten mit 
verlässlichen Nachrichten. Aber es ist ein Zweifel, ob gerade im kritischen Territorium solche 
Gewährsmänner sind. Die Zahl der Gewährsmänner vermehrt sich, so dass ein Überblick 
über die Vorgänge an der Grenze gegeben ist. 
Renner: Für das Außenamt ist es wichtig zu erfahren, wohin die Waffen gebracht wurden. 
Mayr: Wir können wohl mehr was Besonderes aus diesen Details herausnehmen. Es sind 
besonders interessante Beträge zu sichern. Aufgrund des Kabinettsratsbeschlusses der letzten 
Sitzung wurde die Präsidentschaftskanzlei verständigt den Hauptausschuss wegen der Lage 
einzuberufen. Ich habe noch keine Antwort, Vielleicht wird es noch diese Woche der Fall sein. 
Wenn nichts Besonderes mehr nachkommt, schätze ich dass der Hauptausschuss schon 
zusammentreten wird. 
Freitag 10 Uhr Personal, anschließend die ordentliche Sitzung. 
Miklas: Einvernehmliche Kabinettsitzung Dienstag 2 Uhr nachmittags Personal mit 
anschließender ordentlicher Sitzung 
Mayr: Wenn die äußeren Verhältnisse es gestatten. 
Miklas: Ich habe gehört, dass Hauptausschuss für den 10. in Aussicht genommen ist, halte 
aber Zusammentritt ausgeschlossen. Es wäre am Besten den Herrschaften mitzuteilen, dass 
eventuell eine Sitzung des Hauptausschusses in Aussicht zu nehmen wäre für den 17., wenn 
auch der Verfassungsausschuss wieder beginnt. 
Mayr: Ich werden dem Präsidenten unser vorläufiges Programm mitteilen. Für den 
dringenden Fall müssen die Kabinettsmitglieder für den Augenblick bereit sein. 
4. Hanusch: In Abwesenheit des Vorsitzenden war eine Abordnung bei mir der Heimkehrer, 
welche Staatsangestellte sind. Die sind von der Heimkehrerbekleidungsvorschrift 
ausgenommen in § 3. Vorigen Freitag war eine große Versammlung in der Volkshalle, da die 
Staatsangestellten revoltiert haben. Sie haben versprochen, in der nächsten Sitzung die Frage 
dem Kabinettsrat vorzulegen. Zugesagt habe ich nichts, ich habe nur versprochen den 
Kabinettsrat mit der Frage zu beschäftigen. Sie haben eine Resolution überreicht. Der Termin 
nach § 5 soll bis 31. Oktober erstreckt werden für die Anmeldung. Ich will keine Debatte 
darüber. Ich möchte an Heerwesen und Finanz die Sache übergeben zur Einleitung der 
weiteren Schritte. Ob etwas getan wird, überlasse ich den beiden Ämtern und dem Kabinett. 
5. Breisky: Hofrat Glanz aus Graz hat Bericht über Verhandlungen der Jugoslawen mit 
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unserem Verkehrswesen über Durchzugsverkehr und zollpolitische Verhandlungen auf der 
Strecke Radkersburg. Er besorgt, dass durch solche parallel laufende Verhandlungen seine 
Verhandlungen bezüglich des Abstaller Beckens in Gefahr kommen könnten. Er hat gebeten 
die Bitte zu unterbreiten, dass ein gewisses Einvernehmen mit ihm gepflogen werde und er 
verständigt wird von solchen Verhandlungen, damit er die Herren orientieren kann, was im 
Augenblick für Material besonders gefallen ist, damit wir nicht ein Kompensationsobjekt aus 
der Hand geben. 
Renner: Ich möchte fragen, welches Staatsamt die Führung hat. Ich möchte das Ansuchen 
Glanz unterstützen. Es wäre zweckmäßig, wenn diese Frage des Durchzugsverkehrs Spielfeld 
Radkersburg an Glanz zuzuziehen. Dieser Verkehr ist das Hauptkompensationsobjekt für das 
Abstaller Becken. 
Pesta: Ich wurde von Renner aufmerksam gemacht und habe bereits Auftrag gegeben, dass 
nichts ohne Einvernehmen mit Glanz geschehen wird. Auch die Südbahn, die auf eigene Faust 
vorgehen könnte, habe ich durch Betriebsdirektor Pfeil(?) gebeten für den Fall als sie mit 
Jugoslawien in Berührung tritt, es das Verkehrswesen wissen lasse, damit Äußeres und Glanz 
verständigt werden können. 
Breisky: Ich habe diese bitte vorgebracht, weil es möglich sein könnte, dass die jugoslawische 
Regierung an alle anderen Staatsämter herantritt. 
Mayr: Die Herren sind orientiert, wenn herangetreten wird, bitte ich um Beiziehung des 
Glanz. 
 












































